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Die Werte der Demokratie

Philosophische Überlegungen

Häufig Ort InNna  e 1n etzter eıt das Wort VO der „Kriıse der Demokratıe“. Das

zwıngt TE Reflex1on darüber, W 4S eigentlıch die VWerte sind, derentwillen
„Demokratıie“ für wertvoll gehalten wiırd, un WIr S$1€ anstreben
un verteidigen. Darum seij'en 1er einıge relatıv eintfache philosophische Gedan-
ken vorgelegt, die nıcht das welıte Feld der Fragen 1abdecken wollen, die
dıe moderne Demokratietheorie 1mM Rahmen der Politologie behandelt, ber
die vielleicht aber eın Grundkonsens aller Demokraten erzielt werden könnte.

Zunächst fällt eınes aut Im Gegensatz früheren Jahrhunderten gilt heute
„Demokratıie“ fast allgemeın ails eın unbestritten posıtıver Wertbegrift, „ xa

demokratisc demgegenüber als eın Schimpfwort. Von den „Volksdemokra-
tıen  D soz1ialistischer Länder hıs Z „autorıtaren Demokratie“ in Chile nehmen
Regıme verschiedenster Pragung, die InNnan 1m gewöhnlichen Sprachgebrauch
aum mehr als demokratisch bezeichnen könnte, immer och wenıgstens das
Wort „Demokratıe“ für sıch 1n Anspruch. Dem Wort „Demokratıe“ entspricht
also eın eindeutiger begriftlicher Inhalt mehr außer der posıtıven Bewertung
eıner Staats- un Regierungsform.

Da WOorter 1n der politischen Diskussion sıch abschleiten un Ende fast
keinen identifizierbaren begrifflichen Inhalt mehr haben, sondern 1Ur

noch Emotionen wecken gee1gnet sind, geschieht nıcht selten. SO stößt be1-
spielsweise das Wort „Kapitalismus“ heute fast allgemeın auf Ablehnung; der

„Kapıtalismus. Aindet 11UT och Gegner, aum Verteidiger. Man spricht negatıv
wertend VO den „staatskapitalistischen Ländern“ des Ostblocks; 1n westlichen
Ländern, ın denen die Mehrheit des Industriekapitals siıch bereıts 1n den Händen
des Staats befindet, AÄinden antikapitalistische Demonstrationen sSta un 1n Ent-

wicklungsländern, die nıe eınen freıen Wettbewerbsmarkt gekannt haben, 1St
INan sıch darüber e1N1g, die wirtschaftlichen Schwierigkeiten auf den bestehenden
Kapitalısmus zurückzuführen. „Kapitalismus“ IST eın negatıv wertendes Schlag-
WOTrT ZUx: Bezeichnung einer als unbefriedigend empfundenen Wirtschaftsver-
Tassung mıt e1inem fast undefinierbaren begriftlichen Inhalt. Dabe:i 1STt. besonders
bemerkenswert, da{fß geschichtlich dıe moderne Demokratıe ebenso w 1e der Ka-

pitalismus AaUS derselben geistigen Wurzel der liberalen ewegung STAMMT, nam-

iıch der Befreiung VO „entralistischen Staatsabsolutismus.
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Eın wichtiger Beitrag ZUr politischen Diskussion un darüber hinaus Ür

Schaffung eiıner gerechten politischen un wiırtschaftlichen Ordnung dürfte 1n der
Klärung der begrifflichen Inhalte bestehen, die solchen Schlagworten zugrunde
lıegen, 1n der geistigen Durchdringung der tatsächlich bestehenden Probleme 1mM
Hıinblick auf eline Lösung, die VO  a} allen ANgCHNOMME: werden annn

Was 1St also „Demokratie“ verstehen, ber deren Wert 1er eıne phi-
losophische Reflexion angestellt werden so11? Man könnte ıdeengeschichtlich VOTL-

angehen, ındem INa  e} die Bedeutung des Wortes durch die Geschichte des politi-
schen Denkens VO griechischen Altertum bıs 1n die Gegenwart verfolgt und
Gemeinmsamkeiten un Unterschiede herausstellt Hıer soll eın anderer Weg be-
schritten werden, der 1ın mehr philosophisch-systematischer Weise eınen bestimm-
ten Wertgesichtspunkt hervorhebt 1n der Hofftnung, dafß damıt Wesent-
liıches dem getroffen ISt, W Aas WIr der „Demokratie“ des allgemeinen Sprach-
gebrauchs wichtig un wertvoll finden Mıt Notwendigkeıt bewegt INa  } sıch
ann ZWAar autf einem verhältnismäßig hohen, allgemeinen Abstraktionsgrad,
doch könnte gerade eın solches begriffliches Gerüst die Diskussion auch konkre-
ter un aktueller Probleme ermöglıchen und grleichtern.

Eıne Definition der Demokratie

Als Grundgehalt eıner Begriftsdefinition der Demokratie ol] 1er vorgeschla-
SCH werden: die aktıve Beteiligung aller Mitglieder e1ınes Sozlialgebildes den
sS1e betreftenden Entscheidungen der vesellschaftlichen Autorität. Diese Defini-
t1on ist. 1U 1n iıhren einzelnen Elementen erläutern.

Zunächst 1St damıt insofern schon eiıne Vorentscheidung getroften, als Demo-
kratıie, ıhrem Wertaspekt betrachtet, nıcht eingeschränkt verstanden wırd
blofß aut den staatlıch-politischen Raum. Es ”annn also darautf verzıchtet werden,
eıne umfangreiche Staatstheorie entwickeln un begründen, obwohl selbst-
verständlich Elemente einer Soz1ialphilosophie VOFausSgeSeELZT werden, Aaus denen
sıch auch eıne bestimmte Staatstheorie entwiıckeln ließe Demokratie als Wert,
W1€ S1e 1er verstanden wırd, betrift nıcht NUr den Staat, sondern alle inst1tut10-
nalisierten Formen menschlichen Zusammenlebens, WEeNN auch vielleicht auf VeI-

schiedene Weıse. Die staatliche Machtausübung 1STt aber ohne Zweıtel der bevor-
un wichtigste Anwendungsfall des demokratischen Prinz1ps.

Der vorgeschlagene Begriff der Demokratie als Partızıpatıon ist. also welıter
als jener Begrift, der 1mM Diskussionspapıer des Beirats für politische Fragen eım
Zentralkomitee der Deutschen Katholiken verwendet wurde, das dem A
te] „ Thesen den Mißbrauch der Demokratie“ 1n der Oftentlichkeit be-
kanntgeworden 1St Dort wiırd ZWAar zugegeben, daß die Forderung ach De-
mokratisierung der Gesellschaft der Sache ach berechtigt sel, das Wort „Demo-

DD}



Dıie Werte der Demokratie

kratie“ 1aber auf die politische Ordnung eingeschränkt, Wenn CS heißt „Demo-
kratıe Aindet iıhre (Gsrenze dort, der Bereich der Politik authört un die nıcht-
politischen Bezirke der Gesellschaft beginnen.“ Dies könnte auf einen blofßen
Streit um.  d2) Wort hinauslaufen, WEeNn nıcht daran eıne Kontroverse die Hor-
derung ach „Demokratisierung aller Lebensbereiche“ geknüpft ware.

7 weifellos ISt eıne Politisierung aller Lebensbereiche 1n dem Sınn abzulehnen,
da{fß die politischen Parteiıen ZUuUr Willensbildung 1n Universität un Schule, Kın-
dergarten, Famiuılie, Krankenhäusern un Gefängnissen unmittelbar herangezo-
gCHh werden. Wenn dennoch das Schlagwort VO der „Demokratisierung aller
Lebensbereiche“ 1n breiten Kreıisen der Bevölkerung Anklang findet, kommt da-
MIt 1Ur AL Ausdruck, da das Wort „Demokratie“ 1n einem umfassenderen
Sınn verstanden wird, un die Ablehnung dieses Schlagworts a leicht EW
führen, da{fß auch die damıt verbundenen Wertinhalte der aktıven Beteiligung

gemeiınsamen Entscheidungen MmMI1t einem negatıven Wertakzent versehen WEI -

den Wır sind ZW ar grundsätzlich treı 1n der Definition uUunNseIrer Begrifte, ein
Wort entfaltet aber haufıg se1ne eıgene Wirkungsgeschichte. Daß sıch in allen
Lebensbereichen eın Prozef(ß vollzogen hat und och vollzieht, den INa  e 1n SINN-
voller Weise MI1t „Demokratisierung“ ennzeıiıchnen un der pOSItLV
werden kann, darüber besteht eın Z weiıtel. Dıie Einschränkung des Wortes „De-
mokratıie“ auf den staatlich-politischen Raum hat also Künstliches sıch

Demokratie wırd 1er verstanden als eine Weıse, W 1e gesellschaftliche Autoryı-
tat ausgeübt wırd Damıt wırd eın in der Debatte die Demokratie außerst
umstrıittener Begrift in ıhre Definition eingeführt. Erfährt das Wort „Autorıität“
doch heute häufig eıne negatıve Wertung un wiırd mıiıt „„autoritaf: (ım Sınn VO

‚undemokratisch“) 1n Zusammenhang gebracht. Darum 1St N notwendig, diesen
komplexen Begrift ebenfalls definieren und gegenüber Nebenbedeutungen
abzugrenzen.

„Autorıität“ annn zunächst einmal allgemeın un grob umschrieben werden
als die Fähigkeıt, die Zustimmung VO  3 Menschen vzewınnen un ıhr Handeln

beeinflussen. In eiıner Autoritätsbeziehung anerkennt eıner die Legıtimatıion
e1nes anderen, 1N Zew1ssem Umfang das Handeln des bestimmen oder

verändern. Im Gegensatz ZUuUr blofßen Macht, die MI1t Max Weber definiert
werden annn als „Jede Chance, innerhalb eıiner soz1alen Beziehung den eigenen
Wıllen auch Widerstreben durchzusetzen, gleichvıel worauftf diese Chance
beruht‘ schliefßt eigentliche Autorität das Recht e1in, das Handeln eines ande-
fren bestimmen, un die freıe Zustimmung dessen VOTaUs, der die Auto-
rıtät anerkennt. Autorität enthält also einen Anspruch auf Legitimität des Eın-
{lusses, der einer eigenen notmatıven Begründung bedarf. Nun 1St das Wort un
die Sache „Autorıität“ dadurch belastet, da{ß INad  - vielfach gerade 1n Deutsch-
and jedes Autoritätsverhältnis ach dem Modell elterlicher Vormundschaft
interpretiert. SO EUue sıch eın scheinbarer (Gegensatz 7zwischen Autorität un Mün-
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digkeit auf, un jede W 1e ımmer begründete Bereitschaft Unterordnung un
Gehorsam gerat 1ın den Verdacht, „autorıtäiären Charakter“ 5 Tat-
säachlich stellt Erzıehungsautorität aber NUr einen Sonderftall dar S1e 1ST begrün-
det 1n eıner Unmündigkeıt des Gehorchenden, dessen Stelle un dessen
Wohl der Autoritätsträger entscheiden hat S1e sollte ıhre eigene Aufhebung
erstreben durch Erzıiehung des Gelenkten ZUr Mündigkeıt.

Dem ler ın der Definition VO  3 „Demokratie“ verwendeten Begrift der » ge_
sellschaftlichen Autorität“ liegt eın völlıg anderer Tatbestand zugrunde, nämlich
dıe Notwendigkeit soz1alen Zusammenwirkens Z13 Erreichen gemeınsamer
Ziele Als soz1ales Wesen veErmag der Mensch sıch NUur entfalten 1n Gemeın-
schaft MIt anderen, SCHAauUCFK ZESAaART: 1n der Verwirklichung yemeınsamer Werte
un: Ziele Viele dieser Ziele lassen sıch 1Ur erreichen 1n ormel]l institutionali-
s1ierten Gemeıinschaftten, durch eın institutionell abgesichertes Zusammen«»
wırken aller Beteiligten autf die gemeınsamen Ziele hın Soz1ale Gemeinschaft
Z1Dt CS 1Ur durch eine ZEW1SSE Einheit des Handelns ber das: W 4s konkret 1MmM
Hınblick auf das Zıel tun IsSt: i1ıne solche Einheit des praktischen Urteils
kommt aber 11UT selten SpONtanNn zustande (meıstens lassen sıch verschiedene Wege

dem gemeınsamen Ziel denken) un: ware wen1g gesichert (einzelne WEeTr-
den ımmer geneigt se1n, sıch den Lasten des Gemeinschaftslebens entziehen).
Darum mu{ß( jedes vertafßte Sozialgebilde die Möglıichkeit besitzen, einen be-
stiımmten Weg verbindlich festzulegen un den einzelnen veranlassen, ıh
auch tatsächlich einzuschlagen. In dieser Notwendigkeıt liegt die gesellschaftliche
Autorität als Herrschaft des vesellschaftlichen Ganzen ber den einzelnen be-
gründet. Sıe bedeutet nıcht Herrschaft einzelner ber die Gemeinschaft, sondern
Herrschaft der Gemennschaft ber den einzelnen.

Gesellschaftliche Autorität 1n diesem ınn beruht also nıcht auf persönliıcher
Überlegenheit e1ınes Autoritätsträgers ber diıe anderen, wırd deshalb auch be]
voller Mündigkeit der VO Autoritätsanspruch Betroftenen nıcht überflüssıg
un wırd 1m Umftang un Verpflichtungsgrad VO jeweıligen Ziel einer gesell-
schaftlichen Vereinigung bestimmt. S1e ann ausgeübt werden entweder Uunmıt-
telbar demokratisch VO den Betroftenen selbst 1N einer Mehrheitsentscheidung
ach anerkannten Regeln oder VE bestimmten Amtsträagern, die 1MmM Namen des
gesellschaftliıchen Ganzen diese Autorität ausüben.

Damıt nehmen WIr den Gedanken wieder auf, dafß Demokratie verstehen
1St als eıne Weıse, W1€e gesellschaftliche Autorität ausgeübt wiıird Es sollte deutlich
gemacht werden, da{ß N eın völlig herrschaftsfreies soz1ales Zusammenleben gC-
ben annn Demokratie besagt nıcht, da{ß jeder einzelne oder jede gesellschaftliche
Gruppe tun kann, W 4S oder S$1€e gerade 111 oder ıhnen als richtig erscheınt,
sondern daß allen die Möglıchkeit eingeräumt wird, sıch Zustandekommen
der für alle verbindlichen Entscheidungen aktıv beteiligen. Demokratie steht
insofern 1M unmıiıttelbaren Gegensatz Anarchie un anarchistischen Tenden-
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ZECN, als 65 demokratisches Rıngen gesellschaftliche Entscheidungen NUr OFt
geben kann, die verbindliche Geltung dieser Entscheidungen allgemeın
erkannt wırd Im staatlich-politischen Raum bedeutet das Die Demokratie 1St
1n Gefahr, WEeNnNn eın schwacher Staat demokratisch 7zustande gekommene KEnt-

scheidungen nıcht mehr erfolgreich durchzusetzen veErmaßg, WEeNN solche EAt-
scheidungen 1Ur ann och als Jegitim anerkannt werden, WeNnN S1e iphaltlichden eigenen Vorstellungen entsprechen.

Wenn Demokratie eıne Orm der gesellschaftliıchen Entscheidungsfindung 24 Y
rade für jene Fälle bedeutet, 1n denen keine inhaltliche Einheit der Meınungen
un Übereinstimmung der Willenshaltungen ber das besteht, W ds gemeinsam

werden soll, gewıinnt die Anerkennung der formalen Verfahrensregeln
Bedeutung, gzemäfßs denen gemeıinsame Entscheidungen zustande kommen. Weıil
die weltanschaulichen un politischen Gegensatze 1n der heutigen pluralistischen
Gesellschaft tiefgreifend sind, ann 1U MItTt Hıltfe solcher „formaler Spiel-
regeln“ der Demokratie die notwendıge gesellschaftliche Einheıit och gesichert
werden. Das Ergebnis eines demokratischen Entscheidungsprozesses iSt: nıcht NOL-

wendıgerweıse richtig, wahr oder gerecht; ÖS verdıient aber Anerkennung, als
ware er richtig, wahr un gerecht, weiıl WT keine andere Methode besiıtzen, all-
gemeinverbindlich das gesellschaftlich R?chtig-e‚ Wahre un Gerechte inhaltlich

bestimmen.
Damıt verletzt aber jede gesellschaftliche die Regeln der Demokratie,

die einen privilegierten Zugang Z politischen Wahrheit besitzen beansprucht
un deshalb meınt, diese Wahrheıt urchsetzen dürfen, ohne s1e dem emo-
kratıschen Meinungsbildungsprozeis unterwerten. Man Mag mı1t noch g..
cen Gründen VO der Wahrheit und Richtigkeit einer Auffassung überzeugt se1n,
politische Geltung hat s1e 1n eıner Demokratiıe NUur insofern, als e gelingt, eıne
Mehrheit V}  3 dieser Wahrheıt un Richtigkeit überzeugen. Dıie Konzıils-
erklärung „Dignitatıs umanae“ des 7 weıten Vatikanischen Konzils ber die
Religionsfreiheit hat dafür die philosophische un theologische Lösung gelıefert,
W1e€e der absolute Wahrheitsanspruch des katholischen Glaubens mı1ıt seınem
atıven politischen Geltungsanspruch vereinbart werden kann; doch wırd das
tatsächliche politische Handeln kirchlicher Kreıse och vielfach VO vorkonzilia-
LEn un undemokratischen Haltungen bestimmt.

Wiıchtiger och als dıe Anerkennung von Verfahrensregeln 1St für den Bestand
einer Demokratie eın Grundkonsens über Rechte und Pflichten der in eıner (56=
sellschaft vereıinıgten Menschen. Hierbe!l handelt CS sıch 1H3 eın Selbstverständnis
(soziale Identıtät) eınes Sozialgebildes, beim Staat Grundwerte un C1=-

zıchtbare Grundrechte, dıe icht eıner Mehrheitsentscheidung unterworfen WCI-=

den können. Gerade weil die demokratische Mehrheitsentscheidung verbindliche
Anerkennung verlangt, obwohl S$1€e€ ıcht unbedingt wahr un richtig se1n
braucht, mu 6S bestimmte als wahr anerkannte Grundwerte geben, die der 1J1s-
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kussion sınd der Gemeinschaft un: eventuellen Minderheiten
unbedingten Schutz sıchern So gehört C116 Verfassung, sSCe1 S1IC geschrieben
austormuliert oder blofß de facto als selbstverständlich anerkannt jedem
stitutionalisierten Sozialgebilde S1e mu{ eiINEerSEeITtSs WEeILt SC1IN, die An
erkennung aller Mitglieder der Gesellschaft verdienen un auch gesell-
schaftlichen Wandel bestehen können, andererseıts eindeutig ‚GBöR% inhaltlich
bestimmt SCIN, den Bestand der Gesellschaft un die Rechte der Miıt-
olieder sıchern.

Dıie niähere Umgrenzung solcher Grundwerte un Grundrechte 1STt CI schwie-
F19C Aufgabe ıcht 1Ur be] der Gründung demokratischen GemenLnnwesens
Werden solche Grundwerte ıcht mehr als verbindlich Bewulflfßtsein der Miıt-
glieder erfahren, verlieren die damıt zusammenhängenden Grundrechte auf die
Dauer ıhre Geltung un lassen sıch auch durch Juristische Absıcherungen nıcht
aufrechterhalten

Die „aktıve Beteiligung den Entscheidungen äßt Grade S1e annn TEC1-
chen Von der bloßen Nominıierung der RKeprasentanten der Parte1 bıs ZUE
unmittelbaren Wahrnehmung der Leitungsaufgaben durch alle Miıtglieder Un-
ter dieser Rücksicht ann 6CIHEe Gesellschaft oder e1in Staat mehr oder WEN1ISCI de-
mokratisch vertafßt SsSCINn JE nachdem WIC unmittelbar die Miıtglieder den Ent-
scheidungen der gesellschaftlichen Autorität beteiligt sınd

Von Demokratie annn schließlich LLUTr ann gesprochen werden, WEeNN

gygrundsätzlich alle Miıtglieder Gesellschaft Entscheidungsproze(ß bete1-
ligt un keine Gruppen völlig ausgeschlossen sınd Wohl aber aßt sıch a2um
vermeiden, dafß verschiedene Mitglieder oder Gruppen verschieden STAar-
ken Einflu{fß ausüben

Demokratie als Freiheitsrecht

Die Forderung ach möglichst weıtgehender Demokratie FE begründet dem
grundsätzlichen Recht des Menschen auf Freiheit un Selbstbestimmung

Als sozi1alphılosophischer Ausgangspunkt 1ST die Überlegungen anzuknüp-
fen, die ben ber die gesellschaftliche Autorität angestellt wurden Gesellschaft-
lıches Leben annn sıch 1LLUTr entfalten, WECNN sıch der einzelne der Ausübung
seiner Freiheit Zielen Orjientiert die NUuUr SCINCINSAIN MI1It anderen verwirk-
liıchen ann SO kommt jeder gesellschaftlichen Vereinigung als solcher, ınsbe-
sondere dem Staat e1iNe CISCNC gesellschaftliche Autorität Z die die einzelnen
autf das SCINCINSAINC Ziel hın ausrichtet Diıe Gemeinschaft als solche 1ST der PI1I-
INAaTC Träger dieser Autorität Iradıitionell wırd dieser Tatbestand der Staats-
lehre als „Volkssouveränität bezeichnet doch gelten diese Überlegungen MIT

den entsprechenden Abwandlungen für jede Gemeininschafts- un Gesellschafts-
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torm, selbst für die katholische Kırche, die siıch als VO (sott gestiftete Institution
versteht. Damıt 1St ber die Form, Ww1e diese gesellschaftliche Autorıität ausgeübt
werden soll, sıch noch nıchts vorentschieden. Ausgeschlossen ISTt NUrLr die W ill-
kürherrschaft eınes einzelnen oder einer Gruppe ber das (3anze. Für den einzel-
nen ergibt sıch aber die Verpflichtung, den (sesetzen un Anordnungen der Jeg1-
timen Autorıität gehorchen. Dieser Gehorsam wırd 1mM Staat durch Jegale
Sanktionen IZWUNSCNH. Damıt erfährt der einzelne aber eıne Einschränkung
seiner individuellen Freıiheıt, Freiheit als die Willkür verstanden, das Cun,
W 45 gverade möchte.

Diese Einschränkung der Freiheit Aindet ıhr Gegenstück 1aber 1n dem Anspruch,
da alle VO  a} einer gesellschaftlichen Entscheidung Betroftenen ach Möglichkeit

Zustandekommen der sS$1e einschränkenden Entscheidungen beteiligt werden
sollten Dıieser Anspruch 1St elnerselts begründet 1N dem Vorrang der Freiheit,
die nıcht mehr als notwendig eingeschränkt werden darf, andererseıts 1n dem
Gedanken VO  59 der grundsätzlichen Gleichheit aller innerhalb einer Geme1ln-
schaft, durch die keine priviılegierten Ansprüche autf eine Herrschaftsposition
erkannt werden. Dieser Gedanke VO  ; der grundsätzlichen Gleichheit aller Bür-
SCcI eines Staats ohne Unterschied der Herkunft (Adel) des Reıichtums (Grund-
besitz), der Rasse oder sonstiger angeborener oder ererbter Priviılegien 1IST heute
theoretisch ın allen Staaten 1mM Gegensatz früheren Zeıiten gemeinsame Wert-
vorstellung. Damıt werden die tatsächlich bestehenden Unterschiede 7zwischen
den Menschen, auch sSOWeılt s1€e deren politische Reife un Fähigkeit ZUT eil-
nahme gesellschaftlichen Entscheidungen betreffen, ıcht geleugnet. ber 1n
Ermangelung einer praktikablen Alternatıve gilt das Prinzıp HOS mMa  a} ONEC

ote  D
Demokratie 1St also ihrer selbst wiıllen als wertvoll anzusehen, als ein

eigenständıger Wert 1n sıch un nıcht 1Ur als eın instrumentaler oder funktiona-
ler Wert, eiıne effizientere Regierung gewährleisten. Wenn die Menschen
das Recht auf demokratische Beteiligung gesellschaftlichen Entscheidungen 1n
Anspruch nehmen un insotern 65 möglich 1St;, ıhnen diese demokratische Bete1-
ligung gewähren, verstöfßt s die Gerechtigkeit, iıhnen diese Beteiligung

verweıgern. Demokratie steht also nıcht gleichwertig neben anderen Regıie-
rungsfiormen. Die These VO der soz1alethischen Indifterenz der verschiedenen
Regierungsformen ISt abzulehnen. Aus diesem abstrakten Vorrang der 1Idemo-
kratie tOlgt aber och nıcht, dafß eine nicht-demokratische Regierungsform
konkreten Umständen immer ungerecht oder Demokratie immer die bessere Re-

glerungsform sel Der Wert demokratischer Selbstbestimmung 1St 1L1UTL eın Wert
vielen, die FAr Beurteilung eıner konkreten Situation berücksichtigt WCCI-

den mussen.
Neben dieser Selbstbestimmung als Eıgenwert verwirklicht die Demokratie

aber noch andere wıchtige soz1ale Werte 1ın größerem oder geringerem Umfang.
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Eıner demokratisch gefafßten Entscheidung geht e]ne Diskussion VOTAaUS Dabej
bringen die verschiedenen Teilnehmer un Gruppen ıhre Gedanken, Gesichts-
punkte un Stellungnahmen e1n. Wıe ımmer schließlich die Entscheidung AUS-

fällt, besteht doch die Chance, da S1Ee VO  3 mehr Sachwissen, Intormations-
vielfalt un kreatıven Ideen ISt. als WenNnn 11UL eın einzelner der eıne
bestimmte Gruppe MIt ıhrem admıiınıstratıven Stab die Entscheidung vorbereitet
hat 1ne Studie des US-Senats ach dem 7 weıten Weltkrieg cah in der Armut
alternatıver Ideen eıne entscheidende Schwäche der nıcht-demokratischen Syste-

des Nationalsozialısmus un Faschismus. Wenn viele ber eın Problem nach-
denken, besteht eıne größere Chance, da eıner dıe optimale Lösung findet, als
WEeNN eiıner oder wenige die Rıchtung bereits festlegen.

Außerdem besteht 1n eıner Demokratie auch eıne srößere Chance, dafß eine
für alle Beteiligten annehmbare gerechte Lösung verwirklicht wird, als WEeNN

einer oder wenıge die Entscheidungen treften haben Da nıemand 1m VOT-

hınein weılß, ın welche Sıtuation einmal kommen kann, wird 1n eıner 1Iemo-
kratıe jeder eın Interesse daran haben, daß MALT: solche soz1ale Regeln (GeESEtZE)
verbindlich gemacht werden, die ıh ıcht ungerecht benachteiligen, WEeNN

einmal VO  aD} ıhnen betroften werden sollte. Daraus erg1ibt sıch eiıne ZEW1SSE Chance
(aber auch RO URE eıne Chance), da{fß allgemeıne Regelungen, die eıne mehrheitliche
Zustimmung finden, auch inhaltlich gerecht sınd Allerdings 1St damıt die Gefahr
noch ıcht ausgeschlossen, da{fß Mınderheıiten in der Verteilung VO Rechten un
Pflichten benachteiligt werden, die nıcht 1n der Lage sind, ıhre Ansprüche wirk-
SAa ZUur Geltung bringen. uch eın demokratisch 7zustande gekommenes (3
setrz ann Herrschaftsverhältnisse Zzementıeren un Minderheiten diskriminie-
I8 ber die Chance, 1es auszuschliefßen, 1St der Demokratie ogrößer.

Wıe ımmer INan diese Möglichkeiten un VWerte der Demokratie beurteıilt,
eınes steht außer Z weiıftel: Dıie Menschen unserer Tage sınd nıcht bereıt, eıne
Autorität als legitim anzuerkennen und ıhre Entscheidungen übernehmen,
WEeNN S1€e ıcht selber Gelegenheıt hatten, ıhrem Fustandekommen ıhre Er-
fahrungen un Wünsche, Bedürfnisse un Wertvorstellungen einzubringen. Dies
ISt ZW AAar 1U eın pragmatischer Gesichtspunkt, doch besitzen die 1n eıner Gesell-
schaft vorherrschenden Wertvorstellungen, Zzanz gleich W1€e begründet, auch eiıne
DEW1SSE normatıve Verbindlichkeit. Die Autoritätskrise innerhalb der Kirche
beruht wenı1gstens teilweise auch auf der Tatsache, da{fß die Menschen die Entsche1-
dungen der kirchlichen Autorität als VO  eD) eıner fremden, klerikalen Nnstanz 24 S
troffen erfahren, ıhr eigenes Empfinden, ıhre Erfahrung, die Art, Ww1e sS1e das 1 8-
ben sehen, darın wen12 berücksichtigt Gnden un deshalb 1n der Praxıs solche
Entscheidungen oftmals einfach ignorıeren. Reın juristisch abstrakte Argumen-
tatıon VEIMAS diese emotionale Abneigung auch ann nıcht überwinden,
WEn S1Ee sachlich ungerechtfertigt 1St Unter dieser Rücksicht 1St Demokratie e1n-
achhin Schicksal.
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Politische Demokratie als repräsentatıve Demokratie

Bisher W AaTr autf abstrakt-philosophischer Ebene VO den Werten des emo-
kratischen Prinzıps die ede Die {olgenden Ausführungen beziehen sıch auf die
Möglichkeiten, diese Werte 1n der staatlichen Politik realisıeren.

Nur eline Analyse der grundsätzlichen oder taktıschen Grenzen der Anwend-
barkeit des demokratischen Prinzıps, VOrFr allem der notwendıgen Voraussetzun-
gCh für eın Funktionieren der Demokratie, führt eıner realistischen FEinstel-
lung. Utopische Hoftnungen un illusionäre Erwartungen, die die gegebenen
Möglichkeiten un Chancen überschätzen, können eine Enttäuschung hervor-
rufen, die sıch 1n antı-demokratischen Strömungen aAußert. Wer die Wirklichkeit
mIit falschen Ma{fßstäben mißt, wırd die Krankheit eıner Gesellschaft falscher
Stelle suchen un möglıcherweiıse Heilmittel verschreiben, die diese och V 61

schlimmern. In den heutigen Grofßstaaten 1St Demokratie TIUHT: als repräsentatıve
Demokratie möglıch, als Delegatıon der Verantwortung Vertreter un
Parteıen, ber die das olk durch Wahlen eine ZEeW1SSE Kontrolle ausubt. Somıit
siınd die Werte der Demokratie Nnur begrenzt verwirklichbar.

Fın erstes Problem der modernen Demokratie stellt sıch auf der Ebene der
Information. Die ZAHT: Entscheidung anstehenden Sachfragen sind komplex,
da{fß sıch NUr wenıge die dafür notwendigen Intftormatıonen beschaften un diese
Intormatıonen verarbeıten können. Selbst die Parlamentarıer, celbst die Mın1-
ster1albürokratie, selbst die spezlialısıerten Wissenschaftler vermögen vielfach
die Auswirkungen geplanter Ma{fßnahmen un esetze nıcht mıt genügender
Siıcherheit vorauszusehen. In einer arbeitsteiligen Gesellschaft bedarf CS ZT- C

Sung solcher Sachfragen eingearbeiteter Spezialisten. Selbst WenNnn dem Bürger
die Informatıionen, das Interesse un die eit ZUL Verfügung stünden, könnte
sıch vieltach keinen genügenden Überblick verschaften.

„Obgleıch 1Ur wenıge eıne politische Konzeption entwerfen un durchführen
können, sind WIr doch alle fahıg, S$1Ee beurteilen“ (Perikles VO Athen, 430

@hr1.) Selbst eiıne vollkommene Informatıon vorausgeSsetzZztL, mussen politische
Handlungsalternativen entworten, artikuliert un dem olk ZUUETE: Entscheidung
vorgelegt werden. 1)as aber ann NUI durch Einzelpersonen geschehen. Nur
durch solche Führungspersönlichkeiten wırd das olk handlungsfähig.

In der Politik mussen aufend Entscheidungen getroften werden, ohne da{fß
für jede einzelne rage der Volkswille ermittelt werden könnte. Direkte emO-
kratische Entscheidung durch Plebiszıt 1St bestenfalls ber ZEW1SSE grundsätz-
liıche Fragen möglıch, ber dıe sich informıeren un einem sachgerechten
Urteil kommen dem olk zugemutetL werden A0 a8

Aus dieser Notwendigkeıit institutionalısıerter Führung erg1ıbt sıch die Gefahr,
da{(ß auch ın eıner Demokratıe eine oligarchische Führungselıte die tatsiächliche
Macht monopolisıert, da{fß Demokratıe . fOrmals wırd 1n dem Sınn, da die TIrä-
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gCcI der polıtischen Macht sıch NUuUr noch auf den Volkswillen berufen, sıch LAat-
säachlich aber VOonNn der Masse des Volks emanzıpileren. Zu solchen Zentren der
eigentlichen polıtıschen Macht können neben den Regierungen auch Gruppen 1n
den Parteıen, der Industrie, den Gewerkschaften, dem Miılıtär oder der Verwal-
C(ung (Technokratie) werden.

Damıt stellt sıch als das zentrale Problem der Demokratietheorie die rage,
durch welche Vorkehrungen gesichert werden kann, daß die VO  =; der politischen
Führung ausgeübte Macht tatsächlich den Willen des Volks als des eigentlıchen
polıtischen Souveräns repräsentiert. Umgekehrt ftormuliert: Eın polıtisches Sy-
SECTIN verwirklicht 1ın dem Ma{fß die Werte der Demokratie, als eAN flexibel un
durchlässig 1St, Neu der „ Basıs auftauchende Ideen, nNneu empfundene
Bedürfnisse, Neu erfa{lte Möglichkeiten aufzugreifen un 1ın politische Entschei-
dungen TNZUSEeIzZen Als „Krıse der Demokratie“ wırd weithin empfunden, dafß
den bestehenden demokratischen Institutionen dıe Fähigkeit immer mehr schwin-
det, in dieser Weiıse auf Wandlungen des Söftentlichen Bewufßtseins einzugehen.
Der Bürger sıeht sıch 1 Staat un 1n den Parteien oroßen un undurchsichtigen
Apparaten gegenüber ohne Hoftnung, S1e wirksam beeinflussen können. SO
sucht für seiınen Wounsch ach demokratischer Partızıpation den offiziellen
demokratıischen Institutionen vorbei eiınen Ausweg 1n Demonstrationen un
Bürgerinitiatıven.

Um gewährleisten, dafß in einer repräsentatıven Demokratie die Partei:en
tatsächlich die Wertvorstellungen der Bevölkerung Z Ausdruck bringen, wırd
darauf achten se1n, inwlıeweıt diese Parteıen celber In ıhrer ınneren Struktur
demokratischen Prinzıpıen entsprechen. Vielfach VEIINAS der Wiähler seine poli-
tischen Vorstellungen MmMIiIt der Abgabe des Stimmzettels Sar nıcht Z Ausdruck

bringen, weıl keine der vorgelegten politischen Alternativen AA W.ahl dıesen
seinen Wertvorstellungen entspricht. Er annn annn bestenfalls 1LUFr das gyeringste
Übel wählen. Miıt der bloßen Teilnahme der W.ahl hat der Bürger se1ne poli-
tischen Verpflichtungen also och ıcht ımmer erfüllt; sSOWeIılt r möglıch ist;
sollte auch auf die Meinungsbildung un Entscheidungsfindung innerhal der
Parteijen Einflu{fß nehmen versuchen.

rTrenzen un Gefahren der Demokratie

Den Werten der Demokratie stehen spezifische Gefahren gegenüber, die s1e
als problematisch erscheinen lassen.

Demokratie, verstanden als aktıve Beteiligung vesellschaftlıchen Entsche1-
dungen, wurde als eın eigenständiger Wert herausgestellt, aber nıcht als eın Wert,
der allen Umständen verwirklicht werden mu{ Wiıchtiger och als der
demokratische Entscheidungsmodus 1STt die Richtigkeit un Gerechtigkeit der
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gesellschaftlichen Entscheidungen selbst. Hıer können auch Spannungen autftre-
teN,; da{f nämlıich das demokratische Prinzıp das Zustandekommen sachgerechter
Entscheidungen beeinträchtigt oder verhindert. Wird diese Möglichkeit geleug-
HEets führt das leicht Z Ideologisierung der politischen Diskussion.

W as der eigentliche „Wille des Volkes“ iSst, der der Demokratie normatıv
gyrunde lıegt, 1St nıcht leicht bestimmen. Demokratische Abstimmungen un:
Wahlen lassen sich auf vielfache Weiıse manıpulieren. Ihr Ergebnıis braucht nıcht
unbedingt dem entsprechen, W as das olk „eigentlich WiLle, doch mu{ß N als
normatıves Faktum hiıngenommen werden.

Das Funktionieren der Demokratie hängt wesentlich VO der Art ab, W 1e sıch
die öffentliche Meınung bıldet. Darum spielen die Massenmedien heute eıne
yrofße Rolle W o N keine echte Pressefreiheit 1bt, ann VO  a Demokratie 21um
die ede se1In. Dıiese Pressefreiheıt 1St aber nıcht Ur VO staatlichen Zensuren
un Eingriften bedroht, sondern auch VO  3 der UÜbermacht kapitalkräftiger In-

1eweıt 1n eınem Staat die VWerte der Demokratie verwirklicht sind,
aßt sıch vielfach schon Stand se1nes Pressewesens ablesen.

Die Abhängigkeıit VO Wähler verleitet Parteıen un Politiker ın einer 1Iemo-
kratie vielfach dazu, notwendige, aber unpopuläre Entscheidungen aufzuschie-
ben un bestimmten Wählergruppen Versprechungen machen, die entweder
mar nıcht oder NUuUr auf Kosten des Gemeinwohls verwirklicht werden können.
Wıe 1n eınem kapitalistischen Wettbewerbsmarkt der Produzent den Käufer VON

der (züte seiner Waren überzeugen mufß, versucht die Parte1 oder der Politi-
ker, den Wäihler aut dem „Meinungsmarkt“ VO der Richtigkeit der Programme
un der Tüchtigkeit der Persönlichkeiten überzeugen. In beiden Fillen 1St die
Versuchung xrofß, autf reinen Werbungswettbewerb auszuweichen. Dabe] sind
die Täuschungsmöglichkeiten 1n der Politik och größer als 113 der Industrie.
Andererseıts mMuUu der Politiker mi1t allen Mitteln die Macht kommen
chen, WEeNnNn überhaupt erreichen will

Hınzu kommt och die Versuchung, daß sıch die Politiker ausschliefßlich als
die Vertreter NUur ıhrer Wähler verstehen un NUur deren Interessen, nicht eigent-
ıch das Schicksal des ZaNzZChH Staats 1m Auge haben Von eıner Konflikttheorie
der Gesellschaft her wiırd Demokratie heute vielfach als der reine Kampf der

politischen Interessengruppen yegeneinander, WEenNnNn auch in legalisierter Form,
verstanden, dem eın gemeınsames 7 ie] mehr vorgeordnet ISst. Unter solchen
Umständen annn die Demokratie die politischen Gegensatze noch verschärfen
un ZUT Desintegration der staatlichen Einheıt beıtragen, eiınen Ausgleich
herbeizuführen.

Wenn Politik 1in eıner Demokratıie vielen als eın „schmutzı1ıges Geschäft“
erscheint, stellt sıch die FADe, wWwer Aaus der Bevölkerung den Berut des Politikers
wählt Finden siıch dafür nıcht genügend Persönlichkeiten mIt eiınem überdurch-
schnıttlichen Verantwortungsbewußtsein, besteht Gefahr, dafß Ur Ehrgeizlinge,
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Demagogen un Postenjäger übrigbleiben. Jede Politik 1St aber NUr ZzuLt W1e
die Politiker, die S1€E betreıben.

Es bleibt beachten, da{f diese Gefahren der Demokratie als solcher inhärent
sind, nıcht 1Ur bestimmten Entartungsformen der Demokratie. Sie lassen siıch
überwinden, WENN 1n der Mehrheit des Volks genügend polıtische Wachheıt,
Reıite des Urteils, Solidarität vorherrscht. Sıe lassen aber auch verstehen,
1n eıner Bevölkerung eıne Abneigung die Demokratie ıhrer Üan

kannten Werte entstehen ann un INa  aD VO einer Regierungstorm raumen
beginnt, 1n der die nationale Einheit durch starke Führerpersönlichkeiten repra-
sentiert wırd un: klare politische Entscheidungen 1mM Hıinblick auf langfristige
Ziele „ohne der Parteıen Ha{ un Hader“ getroften werden. Gerade in Krisen-
zeıten ISt darum die Demokratie besonders bedroht.

hne Zweıtel entspringen derartige antıdemokratische Tendenzen aber auch
elıner unrealistischen Sehnsucht ach eıner heilen Welt, 1n der uns die politische
Verantwortung VO  w eıner allwissenden un: allgütigen Vaterfigur abgenommen
wird, der WIr blindlings vertrauen können. Im Einzeltall annn dieses Vertrauen

einmal gerechtfertigt se1InN; 1n bestimmten Sıtuationen ann sıch eın olk
eiıne Demokratie Sal nıcht eisten. Im Normalfall 1st heute das Rısıko aber je]

orofß, iırgendeinem Menschen un ırgendeiner Institution unkontrollierte
Macht ANZHVerirauen Demokratie 1St e1ne außerst abiıle, dauernd gefährdete,
störungsanfällıge un komplizıerte Orm polıtischen Zusammenlebens. Welche
sıttlıchen Einstellungen dafür erforderlich siınd, auf welche Tugenden die hr1-
sten 1n ıhrem Gewı1ssen verpflichtet werden mussen, darüber wurde 1mM Rahmen
der tradıtionellen Ethik och 1e] wenı1g nachgedacht. Irotzdem bleibt 1n der
heutigen Sıtuation das Wort Churchills wahr: „Demokratie 1St die schlechteste
Regierungsftorm, aber die einZ1g möglıche.“
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